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Bonn, den 16. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates zur 
Festlegung der Rechte und Pflichten der von der Kommis- 
sion beauftragten Bediensteten gemäß Artikel 14 Abs. 5 
der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des 
Rates vom 2. Januar 1971. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Mai 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorsdilag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadb 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) des Rates 
zur Festlegung der Rechte und Pflichten der von der 
Kommission beauftragte Bediensteten gemäß Artikel 14 
Abs. 5 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 

Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ins- 
besondere auf Artikel 78 f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 183, 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbeson- 
dere auf Artikel 20, 

gestützt auf den Beschluß vom 21. April 1970 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
Staaten^) durch eigene Mittel der Gemeinschaften, 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 1971 2), ins- 
besondere auf Artikel 14 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Mitgliedstaaten nehmen Prüfungen und Erhe- 
bungen über die Feststellung und Bereitstellung der 
eigenen Mittel vor, sind jedoch verpflichtet, die 
Kommission auf Antrag an diesen Prüfungen und 
Erhebungen teilnehmen zu lassen. 

Diese Verpflichtung erstreckt sich sowohl auf die 
von den Mitgliedstaaten vorzunehmenden Kontrol- 
len als auch auf die zusätzlichen Kontrollen, die auf 
Grund eines mit Gründen versehenen Antrags der 
Kommission durchgeführt werden. 

Die Ausübung der Kontrollbefugnis durch die da- 
zu von der Kommission beauftragten Bediensteten 
ist näher zu regeln. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

I 

Die Kommission überträgt die Durchführung der 
Prüfungen und Erhebungen, an denen sie beteiligt 
wird, Bediensteten, die eigens von ihr damit beauf- 
tragt werden. Die Prüfungen und Erhebungen er- 
strecken sich auf die Feststellung und Bereitstellung 
der eigenen Mittel gemäß Artikel 14 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 1971. 

Die Bediensteten müssen im Besitz eines schriftlichen 
Auftrags sein, der über ihre Person und ihre Quali- 
fikation Auskunft gibt. Das Verzeichnis dieser Be- 
diensteten ist den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten vorzulegen. 


Artikel 2 

Die von der Kommission beauftragten Bediensteten, 
die den mit den Prüfungen und Kontrollen betrau- 
ten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten bei- 
geordnet werden, 

a) halten sich bei ihren Prüfungen und Kontrollen 
an die Dienstvorschriften der nationalen Dienst- 
stellen, Einrichtungen und Behörden, 

b) erteilen keinerlei Auskünfte, gleich in welcher 
Form, über unter den Geheimschutz fallende Vor- 
gänge, es sei denn an auskunftsberechtigte Per- 
sonen. 

Artikel 3 

Die für die Feststellung und Bereitstellung der eige- 
nen Mittel zuständigen Dienststellen und Einrich- 
tungen sowie die für die Prüfungen und Kontrollen 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unter- 
stützen die von der Kommission beauftragten Be- 
diensteten bei der Erfüllung ihres Auftrags und im 
Hinblick auf die Erstellung ihres Berichts. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971, S. 1 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/3516 


Die Bediensteten haben insbesondere zu prüfen, 

a) unter welchen Bedingungen die Feststellung, Ver- 
buchung und Bereitstellung der eigenen Mittel 
erfolgen und kontrolliert werden, 

b) ob die von den Mitgliedstaaten getroffenen Maß- 
nahmen zur Feststellung und Bereitstellung der 
eigenen Mittel mit dem Gemeinschaftsrecht über- 
einstimmen, 

c) ob die nötigen Unterlagen vorhanden sind und 
und mit den vorstehend genannten Vorgängen 
übereinstimmen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in KreT. 
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Begründung 


Nach Artikel 8 des Beschlusses vom 21. April 1970 
erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments ein- 
stimmig die Vorschriften über die Kontrolle der Er- 
hebung der Einnahmen, sowie Vorschriften darüber, 
wie diese Einnahmen der Kommission zur Verfü- 
gung zu stellen und wie sie abzuführen sind. Die bei- 
den letztgenannten Punkte sowie der Auftrag und 
die Rechte der Kommission auf dem Gebiet der Kon- 
trolle (Artikel 14) werden in der Durchführungsver- 
ordnung vom 2. Januar 1971 geregelt, die außerdem 
(Artikel 14 Absatz 5) vorsieht, daß der Rat die Vor- 
schriften festzulegen hat, die die von der Kommis- 
sion beauftragten Bediensteten bei ihren Kontrollen 
zu beachten haben. 

Der beigefügte Entwurf für eine Verordnung trägt 
die Überschrift „Befugnisse und Pflichten der von der 
Kommission beauftragten Bediensteten gemäß Arti- 
kel 14 Absatz 5 der Verordnung Nr. 2/72 des Rates". 
Diese Verordnung behandelt drei wesentliche Punk- 
te: die Identität der mit der Kontrolle beauftragten 
Bediensteten, die Bedingungen für die Ausübung 
ihres Auftrags und den Gegenstand ihres Auftrags. 

Hat die Kommisison beantragt, an einer von einem 
Mitgliedstaat durchzuführenden Kontrolle beteiligt 


zu werden, so müssen die Identität und die Qualifi- 
kation der von ihr beauftragten Bediensteten diesem 
Mitgliedstaat genau bekannt sein, damit die Auf- 
gabe der Dienststellen, die diese Bediensteten unter- 
stützen, hierdurch erleichtert wird. 

Die von der Kommission beauftragten Bediensteten 
halten sich bei ihren Prüfungen an die Dienstvor- 
schriften der nationalen Dienststellen oder Einrich- 
tungen, an die sie entsandt werden. Sie sind an das 
Berufsgeheimnis gemäß Artikel 17 des Statuts der 
Beamten der Gemeinschaft gebunden. Sie dürfen 
Informationen, von denen sie im Verlauf einer Kon- 
trolle Kenntnis erhalten, nur einer auskunftsberech- 
tigten Person - das ist ihr dienstlicher Vorgesetzter - 
mitteilen. 

Die Bediensteten der Kommission, die an einer von 
einem Mitgliedstaat durchgeführten Kontrolle teil- 
nehmen, haben ihren Auftrag auszuführen nach Maß- 
gabe der von der Kommission gemäß Verordnung 
Nr. 2/71 wahrzunehmenden Aufgaben (Kontrolle der 
Feststellung, Verbuchung und Bereitstellung der 
eigenen Mittel, Herstellung der Übereinstimmung 
der nationalen Vorschriften mit dem Gemeinschafts- 
recht, Prüfung der Belege). 
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